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Michael Gurtner

Direkt an der Bernstrasse in
Thuns Norden liegt das einstige
Fabrikgebäude des Uhrenzulie-
ferers Comadur.Dieser ist bereits
vor Jahren an die C.-F.-L.-
Lohner-Strasseweitergezogen –
nun soll rund um die ehemalige
Fabrik eine neue Überbauung
mit 60 Wohnungen sowie Ge-
werbe entstehen (wir berichte-
ten, siehe Box). Allerdings
braucht es dafür das Okay des
Stadtrats zu einer neuen Pla-
nungsgrundlage, einer soge-
nannten Zone mit Planungs-
pflicht (ZPP).

Denn für den Gemeinderat ist
klar: Die aktuell geltenden Vor-
schriften werden dem Potenzial
des Gebiets nicht gerecht. «Thun
hat einen der tiefsten Leerwoh-
nungsbestände in der ganzen
Schweiz. Es ist gut, wenn es zu-
sätzlichen attraktiven Wohn-
raumgibt», sagte Stadtpräsident
Raphael Lanz (SVP) an der Par-
lamentssitzung vom Donners-
tagabend. Mit der neuen ZPP
sind künftig beispielsweise im
Bereich Bernstrasse maximal

sechs statt wie bisher drei Voll-
geschosse möglich.

Viel Lob, aber nicht
überall Einigkeit
Im Stadtrat gab es für die Pläne
Lob aus allen Parteien. Die Rede
war etwa von einer «sinnvollen
Art der Verdichtung» (Mark van
Wijk, FDP), von einem «anspre-
chenden Richtprojekt» (Verena
Schneiter, Fraktion EDU/EVP),
vom «gelungenen Aspekt, dass
das prägende alte Gebäude ste-
hen bleibt» (Nicole Krenger,
Fraktion GLP/Die Mitte). Peter
Aegerter (SVP) zeigte sich bezüg-
lich Energie, Umwelt und Nach-
haltigkeit «total überzeugt».

In dieser Hinsicht waren je-
doch nicht alle gleicherMeinung.
«Wir bauen nicht für heute, son-
dern für die nächsten 60 bis 80
Jahre», sagteManon Jaccard (SP).
Deshalb seien strengere Energie-
vorschriften angezeigt. Dies so-
wie eine Beschränkung der ma-
ximalen Anzahl Parkplätze pro
Wohnung auf 0,5 wollte die SP
mit Anträgen erreichen. Vorge-
sehen ist in der ZPP eine Band-
breite von 0,5 bis 0,9 – dasWett-

bewerbsprojekt geht laut Rapha-
el Lanz von 0,7 Parkplätzen pro
Wohnung aus.

SP zieht Anträge
wieder zurück
Unterstützung für die Anträge
stellten die Grünen in Aussicht:
«Wir sind derMeinung, dass sehr
grosser Ehrgeiz beim Bauen ge-
fragt ist.Wirmüssen dieses Zei-
chen mit den 0,5 Parkplätzen
setzen», erklärte ihr Sprecher
ThomasHiltpold. Stadtpräsident
Raphael Lanzwies hingegen da-
rauf hin, dass die entsprechende
Änderung der ZPP eineVerzöge-
rung vonmehrerenMonatenmit
sich bringen würde. Und: «Die
0,7 Parkplätze proWohnung sind
im Projekt drin, das ist in dem
Sinn verbindlich.»

Lanz versprach zudem, mit
den Investoren Verhandlungen
für einen höheren Energiestan-
dard bei den geplantenNeubau-
ten zu führen. Diese letzten bei-
den Punkte bewogen die SPnach
einemSitzungsunterbruch dazu,
ihreAnträge zurückzuziehen.Die
ZPP wurde schliesslich vom
Stadtrat einstimmig genehmigt.

Durch die Zonenplanänderung
erhöht sich der Wert des Areals
– und zwar laut den Stadtrats-
unterlagen um über 4,4 Millio-
nen Franken.Wird das vorliegen-
de Projekt umgesetzt, erhält die
Stadt 35 Prozent dieser Summe,
was über 1,5 Millionen ent-
spricht.

Dochwie geht es jetzt konkret
weiter? Bei der öffentlichen Plan-
auflage Anfang Jahr gingen vier

Einsprachen von Privaten ein,
wovon eine noch hängig ist –
entscheidenwird der Kanton im
Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens. Läuft alleswie vorgese-
hen, soll die Planung im ersten
Quartal 2022 rechtskräftig sein.
Anschliessend wird ein Baube-
willigungsverfahren durchge-
führt. Der Baustart für die neue
Überbauung ist für 2022/2023
vorgesehen.

Keine Einigkeit bei Parkplätzen
Thuner Stadtrat (1) 60 neueWohnungen sind an der Bernstrasse in Thun vorgesehen. Die Grundlage hat
der Stadtrat mit seinem Ja zur Planung gelegt – nach Diskussionen um Parkplätze.

Seit dem Jahr 2004muss auf dem
Gemeindegebiet von Thun flä-
chendeckend fürs Parkieren be-
zahlt werden. Und seit 2009
nimmt die Firma Securitas AG
dieAufgabewahr, Parksünderin-
nen und -sünder zu finden und
zu büssen. Gestern Abend hatte
der Thuner Stadtrat darüber zu
befinden, ob die Securitas den
ruhenden Verkehr auch in den
Jahren 2022 bis 2026 kontrollie-
ren soll,wie es der entsprechen-
de Leistungsvertrag vorsieht.
Nach der öffentlichenAusschrei-
bung hatte Gemeinderat Peter
Siegenthaler (SP) im Juni – un-
ter Vorbehalt des Entscheids
durch das Parlament – der Secu-
ritas den Zuschlag erteilt (wir be-
richteten).

Die Securitas erfülle alle Kri-
terien,welche die Stadt an einen
Auftragnehmer für Parkkontrol-
len stelle, befand Mark vanWijk
im Namen der FDP. «Und das
System läuft seit Jahren erfolg-
reich.» RonaldWyss (Mitte/GLP)
sprach zwar – im Zusammen-
hang mit dem zu genehmigen-
den Kostendach von jährlich
450’000 Franken – von «hohen
Ausgaben»,meinte aber ebenso:
«Gerade weil viele Parkplätze in
der Innenstadt aufgehobenwur-
den, bleiben die Kontrollenwich-
tig.» Und Thomas Bieri (SVP)
sagte, dass es schlicht «sinnvoll»
sei, dieAufgabeweiterhin an die
Securitas zu übertragen.

Aufgabe zurück an Staat?
Etwas mehr Widerspruch kam
von der linken Ratsseite: Alice
Kropf (SP) konstatierte, dass die
Zahl privater Sicherheitsdienste
seit 20 Jahren kontinuierlich zu-
nehme.Dies sei in zweierlei Hin-
sicht nicht optimal. «Wir finden
es problematisch, wenn solche
Aufträge an Private delegiert
werden. Das sollte klar eine

staatlicheAufgabe sein.» Zudem
sei derGesamtarbeitsvertrag bei
privaten Sicherheitsfirmen «eher
schwach» – verglichen mit der
Situation städtischer Angestell-
ter.

Den Finger auf einen anderen
Punkt legte Reto Kestenholz
(Grüne/JG). Seine Fraktion hof-
fe, dass die Ausgaben für diese
Parkkontrollen künftig tiefer
ausfallen würden. Immerhin sei
durch die neuen Parkhäuser und

dieweggefallenen oberirdischen
Parkplätze auchmit tieferen Ein-
nahmen zu rechnen. Zumindest
ein Nullsummenspiel müsse re-
sultieren. «Zudemwürden smar-
te Lösungen, zum Beispiel mit
Bezahl-Apps, wohl auch zu tie-
feren Kosten bei den Kontrollen
führen», so Kestenholz.

Links teils Enthaltungen
Sicherheitsvorsteher Peter Sie-
genthaler entgegnete, dass sich

die Stadt neuen Technologien
nicht verschliesse. Würden die
450’000 Franken pro Jahr nicht
ausgeschöpft, verblieben sie in
der Stadtkasse. Und an die Ad-
resse Kropfs antwortete er: «Der
Gedanke, dass die Aufgabe zu-
rück an die Stadt geht, ist legi-
tim, aber so derart attraktiv sind
die Kontrollen offenbar auch
wieder nicht.» In seiner Direkti-
on stehe jedenfalls niemand
Schlange für diese Tätigkeit, die

in einem gewissen Umfang auch
von Mitarbeitenden der Gewer-
bepolizei vorgenommen werde.

Letztlichwaren derLeistungs-
vertragmit der Securitas und der
zu sprechende Kredit aber kaum
bestritten.Das Parlament geneh-
migte den gemeinderätlichen
Antrag mit 29 Ja-Stimmen bei 6
Enthaltungen aus dem links-
grünen Spektrum.

Gabriel Berger

Securitas darf weitere fünf Jahre kontrollieren
Thuner Stadtrat (2) Das Parlament hat den jährlichen Kredit von 450’000 Franken und den Leistungsvertrag
mit der Securitas für Parkkontrollen in Thun genehmigt. Nur von links kam ein wenig Gegenwehr.

Eine Mitarbeiterin der Firma Securitas verteilt beim Kontrollgang auf dem Stadthofplatz in der Thuner Innenstadt eine Parkbusse. Foto: Patric Spahni

Das ist geplant

2017 hat die Pensionskasse des
Schweizerischen Anwaltsver-
bands die Parzellen an der Bern-
strasse 11 in Thun gekauft. Rund
um das ehemalige Gebäude des
Uhrenzulieferers Comadur soll
eine neue Überbauung entstehen,
wobei das denkmalgeschützte
Fabrikgebäude erhalten und
saniert wird. Vorgesehen sind im
aus einemWettbewerb als Sieger
hervorgegangenen Projekt «Capy-
bara» zudem drei Neubauten.

Platz bietet die Überbauung für
gut 60 neue Klein- und Familien-
wohnungen. Hinzu kommen

Dienstleistungsflächen im Erdge-
schoss sowie vielseitig nutzbare
Aussenräume. Das Areal soll an
das Fernwärmenetz der Kehricht-
verbrennungsanlage Thun ange-
schlossen werden. Der Gemeinde-
rat betont in den Stadtratsunterla-
gen: «Die Planung fördert die
qualitätsvolle Innenentwicklung
und den Schutz von Kulturland.»

Von der laufendenOrtspla-
nungsrevision wurde das Areal
Bernstrasse 11 ausgenommen,
damit die neue Zonemit Planungs-
pflicht bereits früher genehmigt und
umgesetzt werden kann. (mik)

Bis am 27. September liegt die
Baupublikation für einen haupt-
sächlich internen Umbau des
Grand Café Restaurant Schuh in
Interlaken auf. Thomas Michel
hat an einerMedienorientierung
mitgeteilt, dass die Gastgeber –
Eun Hae und Jürg Lehmann so-
wie Michel selbst als operativer
Geschäftsführer – sich freuen,
diesen Herbst das nächste Kapi-
tel in der Schuh-Geschichte zu
schreiben.

AufAnfrage erklärt er konkre-
ter,wie dieses aussehen soll.Auf
der Nordseite des Gebäudes mit
seinermarkantenDachründi, die
an den Höheweg angrenzt, wird
es künftig kein Confiserie-Fach-
geschäft und auch keinen Res-
tauranteingangmit Barteil mehr
geben. «Welche Geschäfte dort
einziehen werden, weiss ich
nicht», sagtMichel.Als Bauherr-
schaft für den Gesamtumbau
zeichnet Stefan Kirchhofer. Die
Restaurantpächter haben bei der
Umgestaltung des Restaurant-
teils im südlichen Bereich des
Gebäudes mitgewirkt.

Ade Orientexpress
Das neue Restaurantwird 181 In-
nen- und 192 Aussensitzplätze
haben.Die heutige Innenausstat-
tung mit dem sattroten, mit der
eleganten Logo-Biedermeierda-
me verzierten Teppich erinnert
ein bisschen anvornehmeEisen-
bahnwaggons. «Der etwas ver-
staubte Orientexpress-Touch
wirdverschwinden», sagtMichel.
Das neue Restaurant soll hell und
offen werden, mit einem neuen
Bodenbelag. Erhalten bleiben
wird die Kirschbaumholzdecke.

Der Eingang zumTraditions-
restaurant wird künftig auf der
Ostseite des Gebäudes an derHö-
hematte liegen und einenWind-
fang haben.Dortwird dann auch
der Schriftzug «Restaurant
Schuh» angebracht werden. Die
Toilettenanlagewird umfassend
saniert. «Die Konditorei bleibt
dem Schuh erhalten. Es ist uns
ausserordentlich wichtig, diese
Tradition aufrechtzuerhalten»,
schreiben die Pächter.

Das neue Konzept beinhaltet
einen Verkaufsstandort für Pa-
tisserie und ausgewählte Scho-
koladenprodukte in den Räum-
lichkeiten des Restaurants. Es
wird auch fürdie Laufkundschaft
möglich sein, eine bestellte Tor-
te abzuholen oder ein feines
Stück Patisserie mitzunehmen.
Die drei Konditoreifachleute, die
aktuell im Schuh arbeiten, wer-
den das auchweiterhin tun.Von
einer anderen Schuh-Tradition
musste die Geschäftsführung als
Corona-bedingte Sparmassnah-
me Abschied nehmen: Es gibt
keinen Klavierspieler mehr.

Eröffnung vorWeihnachten
Aufgrund der Umbauarbeiten
bleibt das Restaurant Schuhvom
3. Oktober bis 18. Dezember ge-
schlossen. Der Umbau des heu-
tigen Confiserieladens, der als
Chocolatier-Confiseur ange-
schrieben ist, erfolge in naher
Zukunft, schreiben die Restau-
rantpächter, aber nicht gleichzei-
tig mit dem Restaurantumbau.
Bei schönemWetter im Oktober
wird es auf der Terrasse am Hö-
heweg von 11.30 bis 18 Uhr ein
Pop-up-Angebot geben.

Anne-Marie Günter

«Schuh-Pforte»
bald imOsten
statt imNorden
Interlaken Es steht ein Um-
bau des Restaurants Schuh
an. Den Konditoreiladen
wird es nicht mehr geben.
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Claudius Jezella

Rund 130 Bewohnerinnen und
Bewohner von Mitholz werden
ihre Häuser spätestens 2030ver-
lassenmüssen, damit danach die
eigentliche Räumung des ehe-
maligenMunitionslagers begin-
nen kann. Danach bleibt der Ort
für rund zehn Jahre ein Geister-
dorf, bis die gesamte explosive
Altlast im Berg, rund 3500 Brut-
totonnen Munition mit mehre-
renHundertTonnen Sprengstoff,
geborgen ist. Davon ist man zu-
mindest bisher immer ausgegan-
gen.Und es gibt nichtwenige im
Dorf, die auf eineAlternative hof-
fend beispielsweise auf die Ver-
kapselung der Munitionsrück-
stände setzten. Mit der Ableh-
nung dieses Vorschlags durch
das VBS ging eine gewisse Er-
nüchterung einher. Gestern al-
lerdings gab ausgerechnet die-
ses Eidgenössische Departement
fürVerteidigung, Bevölkerungs-
schutz und Sport selbst derHoff-
nung neue Nahrung, dass die
lange Evakuierung möglicher-
weise doch vermieden werden
könnte. Zumindest für einige der
Betroffenen.

Ausziehen oder nicht?
– Eine Frage der Zone
An einer Infoveranstaltung für
die betroffene Bevölkerung leg-
ten die Verantwortlichen beim
VBS unter anderemDetails ihrer
Risikoanalyse 2022 offen. Damit
sollen die «Grundlagen für die
Definition des Evakuierungspe-
rimeters sowie der Sicherheits-
zonen» erarbeitetwerden,wie es
offiziell heisst. Konkret soll die

direkt an die Munitionsanlage
angrenzende Sicherheitszone
besonders geschützt werden,
und der Zugang wird den am
Räumungsprozess beteiligten
Personen vorbehalten sein. «Be-
wohner der inneren Zonenmüs-
sen aus ihren Häusern an einen
sicheren Ort umziehen», halten
die Verantwortlichen in einer
Mitteilung fest.

Für die umliegenden Zonen
werde hingegen geprüft, ob sie
zum Beispiel ganztägig für das
Wohnen (allfälligmit Einschrän-
kungen wie temporären Evaku-
ierungen) oder nur in definier-
ten Zeitfenstern für die landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung
nutzbar gemacht werden könn-
ten. «Zwingende Umzüge und
Nutzungsbeschränkungen wer-
den nurumgesetzt, soweit sie zur
Gewährleistung der Sicherheit
unverzichtbar sind», betonen die
Verantwortlichen.Wo die genau-
en Grenzen zwischen den einzel-
nen Sicherheitszonen und jene

des Evakuierungsperimeters ver-
laufen, wird im Rahmen des ge-
planten Mitwirkungsverfahrens
im zweiten Quartal 2022 öffent-
lich aufgelegt.

Wohin wird die
Strasse verlegt?
Bei einem ebenfalls amDonners-
tag durchgeführten Gesprächmit
Pressevertretern (die Infoveran-
staltung für die Bevölkerungwar
nicht öffentlich) versuchte Adri-
an Goetschi als Projektleiter der
Räumung des Munitionslagers
in Mitholz das Bemühen seiner
Behörde um ein Entgegenkom-
men zudemonstrieren.Und zwar
auch in einem weiteren stritti-
gen Punkt: derVerlängerung des
Mitholztunnels, durch den die
Nationalstrasse vor einer even-
tuellen Explosion geschütztwer-
den soll.

Die ursprünglich vorgesehe-
ne Linienführung links am Dorf
vorbei stösst laut Goetschi in der
Bevölkerung auf Widerstand,
weil sie um ihrenWald fürchtet.
Bei der Variante durch die Ebe-
ne bestünden Bedenken wegen
des Grundwassers. Also werde
nun eine neue Linienführung
entlang der Fluh, oberhalb oder
unterhalb derBahnlinie, geprüft.
Der Strassentunnelwie auch die
Schutzgalerie für die BLS-Linie
sollen ab 2026 realisiertwerden.
Dann müssen die ersten Häuser
in diesen Bereichen bereits ge-
räumt sein.

Schon 2022 starten
die ersten Arbeiten
Ein zentraler Punkt der Informa-
tionsveranstaltungen des VBS
amDonnerstagwar der Start des
militärischen Plangenehmi-
gungsverfahrens (MPV) für Si-
cherheits- und Vorbereitungs-
massnahmen im ehemaligen
Munitionslager, das ab Ende die-
ses Monats öffentlich aufliegt.
Eine dieser Massnahmen ist die

Sicherung des durch die Explo-
sion von 1947 verschütteten
Bahnstollens. Hier sollen Muni-
tionsrückstände vor herabfallen-
den Felsblöcken geschützt wer-
den, umExplosionen zu vermei-
den. Die Arbeiten sollen 2022
beginnen.

Um das Risiko für die Umge-
bung zuverkleinern, sollen eben-
falls 2022Trennwände in dermi-
litärischen Anlage im Berg ent-
fernt werden. Dadurch soll sich
der Druck einer möglichen Ex-
plosion besser verteilen. An den
Ausgängen der bestehenden
Stollen sollen zudem Pfropfen
sowie ein Hochdrucktor einge-
baut werden, um das Ausblasen
von Trümmern in Richtung des
Siedlungsgebiets zu verhindern.

Dreispitz, Schuttkegel und
Fluhwerden abgetragen
Aus geologischen Gründen und
aus Gründen der Arbeitssicher-
heit muss nach Angaben von
Hanspeter Aellig, stellvertreten-
der Projektleiter Mitholz, der
Bahnstollen für die Räumung
freigelegtwerden. Dazumüssen
der sogenannte Dreispitz, eine
markante Felsformation, Teile

der Fluh und der davorliegende
Schuttkegel bis zumNiveau über
dem Scheitel des Bahnstollens
(circa 1010 Meter über Meer) ab-
gebaut werden. Zuvor müssten
Hohlräume und Klüfte in der in-
stabilen Fluh mit einem losen
Material verfüllt werden, um ei-
nen Einsturz beimAbbau zu ver-
hindern. Der Rückbau ist von
2024 bis Ende 2028 geplant.

Sprengungen vor Ort sind
sehr wahrscheinlich
Die eigentliche Räumung der
rund 3500 Bruttotonnen Muni-
tion ist erst ab 2031 vorgesehen.
Dabei soll eine Belastung der
Umwelt durch die in derMuniti-
on enthaltenen Explosionsstof-
fe und Schwermetalle nach An-
gaben derVerantwortlichen ver-
hindert werden. So werde zum
Beispiel geprüft, ob die Räum-
stelle mit einer Halle überdeckt
werden soll, um unerwünschte
Auswaschungen durch Nieder-
schläge zu verhindern.

Doch bereits ab 2026 soll die
entsprechende Infrastruktur für
die Räumung und Entsorgung
vorOrt erstelltwerden.WieHan-
speter Aellig ausführt, sollen

möglichst kurze Transportwege
für die Entsorgung geschaffen
werden.Aellig geht denn auch im
Moment davon aus, dass die Ent-
schärfung und Sprengung der
Munition zu einem grossen Teil
vor Ort stattfinden wird. Und
zwarmöglicherweise bereits vor
2031. Schon beim Abtragen von
Dreispitz und Schuttkegel sei
laufend damit zu rechnen, dass
Fundstücke geborgen würden.

Das VBSwill
«fair entschädigen»
Bis Ende dieses Jahres sollen die
laufenden Bewertungen der Lie-
genschaften in Mitholz abge-
schlossen sein.Auf Basis der Be-
wertung werde ein Angebot für

die individuelle Entschädigung
gemacht, heisst es offiziell. Das
Entschädigungsmodell sieht vor,
dass den Betroffenen «an einem
neuen Standort innerhalb einer
Bandbreite die Preisdifferenz für
eine Ersatzliegenschaft in ver-
gleichbarerGrösse,Nutzungsart,
Ausbaustandard und Zustand
entschädigtwird». Zudem sollen
auch die Umtriebewie Umzugs-
kosten sowie alle anfallenden
Steuerkosten ausgeglichenwer-
den.

«Wir verfahren bei dieser in-
dividuellen Bewertung nach dem
Prinzip: Im Zweifel für den Ei-
gentümer», machte Matthias
Matti am Donnerstag deutlich.
Matti ist für die Unterstützung
derMitholzer Bevölkerung in al-
len Fragen rund um die Räu-
mung zuständig. «WirhabenUn-
terstützung angeboten, und wir
wollen Wort halten», so Matti,
der «faire und einvernehmliche
Lösungen» anbieten möchte,
auch für die betroffenen Land-
wirte. Ab Oktober baut das VBS
in Zusammenarbeitmit den kan-
tonalen Fachstellen seinHilfsan-
gebot in den Bereichen Gesund-
heit, Finanzen,Arbeit, Notlagen,
Wohnen und Unterstützung zu
Hause aus.

2022/23 entscheidet
das Parlament
Im zweitenQuartal 2022wird ein
Mitwirkungsverfahren zum
Sachplan-Objektblatt Mitholz
durchgeführt. Dieses wird unter
anderem den Anlageperimeter,
die Perimeter der Projektinfra-
strukturen für Schutzbauten,
Strasse und Bahn sowie die Eva-
kuations- und Sicherheitsperi-
meter umfassen. Die Botschaft
mit den erforderlichen Krediten
soll bis EndeOktober 2022 durch
den Bundesrat zuhanden des
Parlaments verabschiedet wer-
den. Eine Entscheidungwird bis
2023 erwartet.

Müssen doch nicht alle Mitholzer wegziehen?
Kandergrund Das VBS will im kommenden Jahr die Gefahrenzonen für die Räumung des Munitionslagers Mitholz festlegen.
Möglicherweise dürfen einige Bewohner doch bleiben. Auch bezüglich des Strassentunnels gibt es Neuigkeiten.

Blick auf die Fluh von Mitholz (rechts), wo noch 3500 Tonnen Munition eingelagert sind. Foto: Bruno Petroni
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Neue Variante wird geprüft
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«Zwingende
Umzüge und
Nutzungs-
beschränkungen
werden nur umge-
setzt, soweit sie
zur Gewährleistung
der Sicherheit un-
verzichtbar sind.»
Aus einer Mitteilung des VBS.

«Wir haben Unter-
stützung angebo-
ten, undwir wollen
Wort halten.»

Matthias Matti
zuständig für die Unterstützung
der Mitholzer Bevölkerung


